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5. Kapitel
Straftaten gegen das sozialistische Eigentum 

und die Volkswirtschaft

1. Abschnitt 
Straftaten gegen das sozialistische Eigentum

und
6. Kapitel 

Straftaten gegen das persönliche und
private Eigentum

Zweiundzwanzigster Abschnitt 
Betrug und Untreue

§ 263
(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten 

einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, 
das Vermögen eines anderen dadurch beschädigt, daß 
er durch Vorspiegelung falscher oder durch Entstel­
lung oder Unterdrückung wahrer Tatsachen einen Irr­
tum erregt oder unterhält, wird wegen Betrugs mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geld­
strafe bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

vgl. § 157 (vor § 242 StGB West)

§ 159
Betrug zum Nachteil sozialistischen Eigentums

(1) Wer einen anderen durch Täuschung zu einer 
Vermögensverfügung veranlaßt, die das sozialistische 
Eigentum schädigt, um sich oder anderen rechtswidrig 
Vermögensvorteile zu verschaffen, wird wegen Be­
truges zum Nachteil sozialistischen Eigentums zur 
Verantwortung gezogen.

(2) Der Versuch ist strafbar.

§ 178
Betrug zum Nachteil des persönlichen oder privaten 

Eigentums

(1) Wer einen anderen durch Täuschung zu einer 
Vermögensverfügung veranlaßt, die das persönliche 
oder private Eigentum schädigt, um sich oder anderen 
rechtswidrig Vermögensvorteile zu verschaffen, wird 
wegen Betruges zum Nachteil persönlichen oder pri­
vaten Eigentums zur Verantwortung gezogen.

(2) Der Versuch ist strafbar.

§ 161
Bestrafung von Vergehen zum Nachteil 

sozialistischen Eigentums

Wer durch einen . . . (bei § 242 StGB West) Betrug 
zum Nachteil sozialistischen Eigentums einen höheren 
Schaden verursacht, die Tat mit großer Intensität 
oder unter grober Mißachtung der Vertrauensstellung 
oder anderer erschwerender Umstände begeht, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Ver­
urteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder mit öffent­
lichem Tadel bestraft oder von einem gesellschaftli­
chen Organ der Rechtspflege zur Verantwortung ge­
zogen.
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